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A. Bericht des Abgeordneten Stein 


Mit dem vorliegenden Gesetz soll die Statistik der 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft, die bisher auf Grund 
von Rechtsverordnungen nach § 6 Abs. 2 des Geset- 
zes über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. Sep- 
tember 1953 (BundesgesetzbL I S. 1314) durchgeführt 
wurde, als langfristig benötigte Bundesstatistik auf 
eine endgültige Rechtsgrundlage gestellt werden. 
Die Statistik dient der Beschaffung von Unterlagen 
über das Ausmaß der elektrizitäts- und gaswirt- 
schaftlichen Versorgung sowie über ihre Entwick- 
lung im Rahmen der Gesamtwirtsdiaft. Ohne diese 
Unterlagen wäre eine laufende Mitarbeit der Bun- 
desregierung bei den internationalen Einrichtungen 
nicht denkbar. 

Bei der Aufstellung der Tatbestände wurde den 
statistischen Anforderungen für die Durchführung 
von elektrizitäts- oder gasstatistischen Arbeiten, die 
von den internationalen Organisationen — Montan- 
union, ECE, OECD usw. — gestellt wurden, Rech- 
nung getragen. 

§ 10 sieht vor, daß die Erhebung nach diesem Ge- 
setz entfällt, soweit die zu erfassenden Tatbestände 
bereits auf Grund des Gesetzes über die Allgemeine 
Statistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
oder auf Grund des Gesetzes über Statistiken der 
Rohstoff- und Produktions Wirtschaft einzelner Wirt- 
schaftszweige erhoben werden. 

Mit dem Gesetz werden gleichzeitig die Anfor- 
derungen der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für einen im Jahre 1963 für das 


Jahr 1962 durchzuführenden umfassenden einheit- 
lichen Industriezensus abgedeckt, da der Bereich der 
Energie- und Wasserversorgung nach der Abgren- 
zung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur 
Ihdustrie zählt. Hierbei handelt es sich im wesent- 
lichen um Angaben, die zur Ermittlung des Netto- 
produktionswertes der Unternehmen notwendig 
sind. In Angleichung an den Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über die All- 
gemeine Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe — Drucksache IV/993 — sollen diese Fra- 
gen in einem 3- bis 5jährigen Turnus erhoben wer- 
den. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt die 
derzeit geltende Verordnung über die Statistik in 
der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft vom 6. Novem- 
ber 1962 (Bundesanzeiger Nr. 215 vom 13. Novem- 
ber 1962) außer Kraft. 

Hinsichtlich der Empfehlung des Ausschusses für 
Inneres, in § 2 nach den Worten „die Inhaber" die 
Worte „oder die verantwortlichen Leiter" einzufü- 
gen, ist der Ausschuß zu dem Ergebnis gekommen, 
daß die Fassung des Regierungsentwurfs einer Er- 
gänzung nicht bedarf. 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Bundesrates, 
die Erhebungen nach § 3 Abs. 1 I. und § 4 I. in 
vierteljährlichen Abständen durchzuführen, bera- 
ten. Da diese Erhebungen im Zusammenhang mit 
der laufenden Industriestatistik, die monatlich 
durchgeführt wird, gesehen werden müssen, hat sich 
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der Ausschuß für eine Beibehaltung der monatlichen 
Periodizität ausgesprochen. 

Ferner hat der Ausschuß die vom Bundesrat und 
vom Ausschuß für Inneres vorgeschlagene Neufas- 
sung von § 3 Abs. 1 1. Nr. 2 und § 4 I. Nr. 2 abge- 
lehnt, weil dem Ausschuß eine Verdeutlichung die- 
ser Tatbestände nicht erforderlich erscheint. 

Der Ausschuß hat über die Notwendigkeit der 
jährlich zu erfragenden Tatbestände in § 4 II. Nr. 4 
und 5, deren Erfragung bei den Unternehmen der 
öffentlichen Elektrizitätsversorgung nicht vorgese- 
hen ist, beraten. Der Ausschuß konnte sich der Be- 
gründung der Bundesregierung nicht anschließen, 
wonach aus preis- und wirtschaftspolitischen Grün- 
den nur in einer Branche jährlich derartige Wert- 
angaben erforderlich sein sollen. Er empfiehlt daher 
die Streichung dieser Tatbestände. 

Ferner hat der Ausschuß über die vom Bundesrat 
und vom Ausschuß für Inneres vorgeschlagene Neu- 
formulierung von § 5 Abs, 2 und § 6 Abs. 2 beraten. 
Der Ausschuß hat der Anregung im Grundsatz zu- 


gestimmt, hält es aber wegen der allgemeinen Be- 
lastung, die statistische Erhebungen verursachen, für 
erforderlich, auch den Bundestag am Rechtsverord- 
nungsverfahren zu beteiligen. 

Dem Vorschlag des Bundesrates zur Ergänzung 
von § 12 des Gesetzentwurfs hat der Ausschuß im 
Einvernehmen mit dem Ausschuß für Inneres zuge- 
stimmt. 

Zu der vom Bundesrat gefaßten Entschließung, 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, inwieweit die Ausdehnung der statisti- 
schen Erhebungen gegenüber den bisherigen Erhe- 
bungen unerläßlich ist, hat der Ausschuß auf Grund 
der Stellungnahme der Bundesregierung die Auf- 
nahme der zusätzlichen Tatbestände für begründet 
angesehen. 

Namens des Wirschaftsausschusses bitte ich, dem 
vorliegenden Gesetzentwurf — Drucksache IV/877 — 
mit den empfohlenen Änderungen die Zustimmung 
zu geben. 


Bonn, den 26. Februar 1963 


Stein 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/877 — mit 
nachfolgenden Änderungen, im übrigen unverändert 
nach der Vorlage anzunehmen: 

1. In § 4 II. werden die Nummern 4 und 5 ge- 
strichen. 

2. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates und des Bundestages in 
drei- bis fünfjährigen Abständen durch Rechts- 


verordnung eine Wiederholung der Erhebungen 
nach Absatz 1 anordnen." 

3. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates und des Bundestages in 
drei- bis fünfjährigen Abständen durch Rechts- 
verordnung eine Wiederholung der Erhebungen 
nach Absatz 1 anordnen." 

4. In § 12 werden nach dem Wort „Gaswirtschaft" 
die Worte „sowie für die öffentliche Wasser- 
versorgung" eingefügt. 


Bonn, den 14. Februar 1963 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschoff Stein 

Vorsitzender Berichterstatter 
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